
VERBANDSKLAGERECHT

„Das Verbandsklagerecht 

für Umweltverbände bei  

Infrastrukturprojekten muss  

abgeschafft werden, damit der 

Staat wieder handlungsfähig ist“

Seit Jahren stehen Umweltverbände in der Kritik für lang-
same Verwaltungsabläufe und einen schleppenden Aus-
bau der Infrastruktur verantwortlich zu sein. Dabei sind die 
Schuldigen woanders zu suchen. Darüber hinaus kann das 
Verbandsklagerecht juristisch nicht ohne Weiteres einge-
schränkt werden. 

KLARE KANTE ZEIGEN
MIT GUTEN ARGUMENTEN



ARGUMENTE GEGEN DEN VORSCHLAG ZUR  
EINSCHRÄNKUNG DES VERBANDSKLAGERECHTS

	● Infrastrukturprojekte scheitern an schlechter Beteiligung: 
Verzögerungen entstehen regelmäßig durch eine mangelhaft 
durchgeführte Öffentlichkeitsbeteiligung und ohne ernst-
hafte Prüfung aller sinnvollen Alternativen. Bisher wurden 
verbindliche Beteiligungsvorgaben der EU, z.B. bei der Bun-
desverkehrswegeplanung, oft so umgesetzt, dass sie den 
Ansprüchen an eine echte Beteiligung nicht genügen. 

	● Lenken vom eigenen Versagen ab: Ein Staat ist dann hand-
lungsfähig und schnell, wenn er den Erhalt und naturverträg-
lichen Ausbau öffentlicher Infrastruktur bevorzugen und aus-
reichend finanzieren kann. Diverse politische Entscheidungen 
der letzten Jahrzehnte haben aber genau das verhindert. Etwa, 
weil überschuldete Kommunen immer mehr Aufgaben für den 
Bund stemmen müssen und Ressourcen in der öffentlichen 
Verwaltung für Planung, Genehmigung und Umsetzung fehlen.

	● Würde die Zerstörung von Natur und Umwelt erleichtern: Ob 
für das Klima, den Wasserhaushalt oder Biberpopulationen 
– wie andere Umweltverbände auch ergreift der BUND Partei 
für diejenigen, die nicht vor Gericht ziehen können. Vielmehr 
soll eine Beschränkung des Verbandsklagerecht den unge-
hinderten Eingriff in Natur und Umwelt ermöglichen. In den 
wenigen Fällen, in denen Umweltverbände klagen, sind sie 
überdurchschnittlich erfolgreich, was zeigt, dass Verbands-
klagen zielgerichtet eingesetzt werden.

	● Kaum umzusetzen: In Deutschland ist der Umwelt-Rechts-
schutz durch das Völker- und Europarecht geprägt. Der Staat 
allein kann am Verbandsklagerecht kaum rütteln, da wir uns als 
EU-Land über die Aarhuskonverntion dazu verpflichtet haben.
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